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Auszüge aus dem BGB, HGB und 
ProdHaftG, Stand August 2023 
 
 

BGB 
 
 
§ 119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums 
 
(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren Inhalt im 
Irrtum war oder eine Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abge-
ben wollte, kann die Erklärung anfechten, wenn anzunehmen ist, 
dass er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei verständiger Würdi-
gung des Falles nicht abgegeben haben würde. 
 
(2) Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über 
solche Eigenschaften der Person oder der Sache, die im Verkehr 
als wesentlich angesehen werden. 
 
§ 121 Anfechtungsfrist 
 
(1) Die Anfechtung muss in den Fällen der §§ 119, 120 ohne schuld-
haftes Zögern (unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungs-
berechtigte von dem Anfechtungsgrund Kenntnis erlangt hat. Die ei-
nem Abwesenden gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig 
erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung unverzüglich 
abgesendet worden ist. 
 
(2) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der 
Willenserklärung zehn Jahre verstrichen sind. 
 
§ 122 Schadensersatzpflicht des Anfechtenden 
 
(1) Ist eine Willenserklärung nach § 118 nichtig oder auf Grund der 
§§ 119, 120 angefochten, so hat der Erklärende, wenn die Erklärung 
einem anderen gegenüber abzugeben war, diesem, andernfalls je-
dem Dritten den Schaden zu ersetzen, den der andere oder der 
Dritte dadurch erleidet, dass er auf die Gültigkeit der Erklärung ver-
traut, jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus, welches 
der andere oder der Dritte an der Gültigkeit der Erklärung hat. 
 
(2) Die Schadensersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beschädigte 
den Grund der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder in-
folge von Fahrlässigkeit nicht kannte (kennen musste). 
 
§ 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung 
 
(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täu-
schung oder widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, 
kann die Erklärung anfechten. 
 
(2) Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist eine Erklärung, die 
einem anderen gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, 
wenn dieser die Täuschung kannte oder kennen musste. Soweit ein 
anderer als derjenige, welchem gegenüber die Erklärung abzuge-
ben war, aus der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben hat, ist 
die Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, wenn er die Täuschung 
kannte oder kennen musste. 
 
§ 124 Anfechtungsfrist 
 
(1) Die Anfechtung einer nach § 123 anfechtbaren Willenserklärung 
kann nur binnen Jahresfrist erfolgen. 
 
(2) Die Frist beginnt im Falle der arglistigen Täuschung mit dem Zeit-
punkt, in welchem der Anfechtungsberechtigte die Täuschung ent-
deckt, im Falle der Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Zwangslage aufhört. Auf den Lauf der Frist finden die für die Verjäh-
rung geltenden Vorschriften der §§ 206, 210 und 211 entsprechende 
Anwendung. 
 
(3) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der 
Willenserklärung zehn Jahre verstrichen sind. 
 
§ 126 Schriftform 
 
(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die 
Urkunde von dem Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift 

oder mittels notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet wer-
den. 
 
(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeichnung der Parteien auf 
derselben Urkunde erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere 
gleichlautende Urkunden aufgenommen, so genügt es, wenn jede 
Partei die für die andere Partei bestimmte Urkunde unterzeichnet. 
 
(3) Die schriftliche Form kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 
 
(4) Die schriftliche Form wird durch die notarielle Beurkundung er-
setzt. 
 
§ 126a Elektronische Form 
 
(1) Soll die gesetzlich vorgeschriebene schriftliche Form durch die 
elektronische Form ersetzt werden, so muss der Aussteller der Er-
klärung dieser seinen Namen hinzufügen und das elektronische Do-
kument mit seiner qualifizierten elektronischen Signatur versehen. 
 
(2) Bei einem Vertrag müssen die Parteien jeweils ein gleichlauten-
des Dokument in der in Absatz 1 bezeichneten Weise elektronisch 
signieren. 
 
§ 126b Textform 
 
Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss eine lesbare Er-
klärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem 
dauerhaften Datenträger abgegeben werden. Ein dauerhafter Da-
tenträger ist jedes Medium, das 
 
1. es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger befind-
liche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder 
zu speichern, dass sie ihm während eines für ihren Zweck ange-
messenen Zeitraums zugänglich ist, und 
 
2. geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben. 
 
§ 127 Vereinbarte Form 
 
(1) Die Vorschriften des § 126, des § 126a oder des § 126b gelten 
im Zweifel auch für die durch Rechtsgeschäft bestimmte Form. 
 
(2) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten schriftlichen 
Form genügt, soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, die te-
lekommunikative Übermittlung und bei einem Vertrag der Briefwech-
sel. Wird eine solche Form gewählt, so kann nachträglich eine dem 
§ 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden. 
 
(3) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten elektroni-
schen Form genügt, soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, 
auch eine andere als die in § 126a bestimmte elektronische Signatur 
und bei einem Vertrag der Austausch von Angebots- und Annahme-
erklärung, die jeweils mit einer elektronischen Signatur versehen 
sind. Wird eine solche Form gewählt, so kann nachträglich eine dem 
§ 126a entsprechende elektronische Signierung oder, wenn diese 
einer der Parteien nicht möglich ist, eine dem § 126 entsprechende 
Beurkundung verlangt werden. 
 
§ 139 Teilnichtigkeit 
 
Ist ein Teil eines Rechtsgeschäfts nichtig, so ist das ganze Rechts-
geschäft nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen sein würde. 
 
§ 142 Wirkung der Anfechtung 
  
(1) Wird ein anfechtbares Rechtsgeschäft angefochten, so ist es als 
von Anfang an nichtig anzusehen. 
 
(2) Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen musste, wird, wenn 
die Anfechtung erfolgt, so behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des 
Rechtsgeschäfts gekannt hätte oder hätte kennen müssen. 
 
§ 147 Annahmefrist 
 
(1) Der einem Anwesenden gemachte Antrag kann nur sofort ange-
nommen werden. Dies gilt auch von einem mittels Fernsprechers 
oder einer sonstigen technischen Einrichtung von Person zu Person 
gemachten Antrag. 
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(2) Der einem Abwesenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem 
Zeitpunkt angenommen werden, in welchem der Antragende den 
Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umständen erwarten darf. 
 
§ 148 Bestimmung einer Annahmefrist 
 
Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine Frist be-
stimmt, so kann die Annahme nur innerhalb der Frist erfolgen. 
 
§ 150 Verspätete und abändernde Annahme 
 
(1) Die verspätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag. 
 
(2) Eine Annahme unter Erweiterungen, Einschränkungen oder 
sonstigen Änderungen gilt als Ablehnung verbunden mit einem 
neuen Antrag. 
 
§ 164 Wirkung der Erklärung des Vertreters 
 
(1) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zustehen-
den Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt un-
mittelbar für und gegen den Vertretenen. Es macht keinen Unter-
schied, ob die Erklärung ausdrücklich im Namen des Vertretenen 
erfolgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie in dessen Namen 
erfolgen soll. 
 
(2) Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar 
hervor, so kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu 
handeln, nicht in Betracht. 
 
§ 179 Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 
 
(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er 
nicht seine Vertretungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach 
dessen Wahl zur Erfüllung oder zum Schadensersatz verpflichtet, 
wenn der Vertretene die Genehmigung des Vertrags verweigert. 
 
(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht ge-
kannt, so ist er nur zum Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet, 
welchen der andere Teil dadurch erleidet, dass er auf die Vertre-
tungsmacht vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Interesses 
hinaus, welches der andere Teil an der Wirksamkeit des Vertrags 
hat. 
 
(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der 
Vertretungsmacht kannte oder kennen musste. Der Vertreter haftet 
auch dann nicht, wenn er in der Geschäftsfähigkeit beschränkt war, 
es sei denn, dass er mit Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters 
gehandelt hat. 
 
§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist 
 
Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre. 
 
§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist und Verjäh-
rungshöchstfristen 
 
(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein ande-
rer Verjährungsbeginn bestimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in 
dem 
 
1. der Anspruch entstanden ist und 

 
2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
 
§ 203 Hemmung der Verjährung bei Verhandlungen 
 
Schweben zwischen dem Schuldner und dem Gläubiger Verhand-
lungen über den Anspruch oder die den Anspruch begründenden 
Umstände, so ist die Verjährung gehemmt, bis der eine oder der 
andere Teil die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. Die Ver-
jährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung 
ein. 
 
 
§ 204 Hemmung der Verjährung durch Rechtsverfolgung 
 
(1) Die Verjährung wird gehemmt durch 

 
1. die Erhebung der Klage auf Leistung oder auf Feststellung des 

Anspruchs, auf Erteilung der Vollstreckungsklausel oder auf Er-
lass des Vollstreckungsurteils,  

 
3. die Zustellung des Mahnbescheids im Mahnverfahren …, 
  
7. die Zustellung des Antrags auf Durchführung eines selbständigen 

Beweisverfahrens, 
... 
 
(2) Die Hemmung nach Absatz 1 endet sechs Monate nach der 
rechtskräftigen Entscheidung oder anderweitigen Beendigung des 
eingeleiteten Verfahrens. … Gerät das Verfahren dadurch in Still-
stand, dass die Parteien es nicht betreiben, so tritt an die Stelle der 
Beendigung des Verfahrens die letzte Verfahrenshandlung der Par-
teien, des Gerichts oder der sonst mit dem Verfahren befassten 
Stelle. Die Hemmung beginnt erneut, wenn eine der Parteien das 
Verfahren weiter betreibt. 
 
§ 206 Hemmung der Verjährung bei höherer Gewalt 
 
Die Verjährung ist gehemmt, solange der Gläubiger innerhalb der 
letzten sechs Monate der Verjährungsfrist durch höhere Gewalt an 
der Rechtsverfolgung gehindert ist. 
 
§ 209 Wirkung der Hemmung 
 
Der Zeitraum, während dessen die Verjährung gehemmt ist, wird in 
die Verjährungsfrist nicht eingerechnet. 
 
§ 212 Neubeginn der Verjährung 
 
(1) Die Verjährung beginnt erneut, wenn 
 
1. der Schuldner dem Gläubiger gegenüber den Anspruch durch Ab-
schlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in anderer 
Weise anerkennt  … 
 
§ 214 Wirkung der Verjährung 
 
(1) Nach Eintritt der Verjährung ist der Schuldner berechtigt, die 
Leistung zu verweigern. 
 
(2) Das zur Befriedigung eines verjährten Anspruchs Geleistete 
kann nicht zurückgefordert werden, auch wenn in Unkenntnis der 
Verjährung geleistet worden ist. Das Gleiche gilt von einem ver-
tragsmäßigen Anerkenntnis sowie einer Sicherheitsleistung des 
Schuldners. 
 
§ 215 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht nach Eintritt 
der Verjährung 
 
Die Verjährung schließt die Aufrechnung und die Geltendmachung 
eines Zurückbehaltungsrechts nicht aus, wenn der Anspruch in dem 
Zeitpunkt noch nicht verjährt war, in dem erstmals aufgerechnet o-
der die Leistung verweigert werden konnte. 
 
§ 241 Pflichten aus dem Schuldverhältnis 
 
(1) Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger berechtigt, von 
dem Schuldner eine Leistung zu fordern. Die Leistung kann auch in 
einem Unterlassen bestehen. 
 
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur 
Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen 
Teils verpflichten. 
 
§ 241a Unbestellte Leistungen 
 
(1) Durch die Lieferung beweglicher Sachen, die nicht auf Grund von 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen oder anderen gerichtlichen 
Maßnahmen verkauft werden (Waren), oder durch die Erbringung 
sonstiger Leistungen durch einen Unternehmer an den Verbraucher 
wird ein Anspruch gegen den Verbraucher nicht begründet, wenn 
der Verbraucher die Waren oder sonstigen Leistungen nicht bestellt 
hat. 
 
(2) Gesetzliche Ansprüche sind nicht ausgeschlossen, wenn die 
Leistung nicht für den Empfänger bestimmt war oder in der irrigen 
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Vorstellung einer Bestellung erfolgte und der Empfänger dies er-
kannt hat oder bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg-
falt hätte erkennen können. 
 
(3) Von den Regelungen dieser Vorschrift darf nicht zum Nachteil 
des Verbrauchers abgewichen werden. Die Regelungen finden auch 
Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen 
werden. 
 
§ 242 Leistung nach Treu und Glauben 
 
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu 
und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern. 
 
§ 249 Art und Umfang des Schadensersatzes 
 
(1) Wer zum Schadensersatz verpflichtet ist, hat den Zustand her-
zustellen, der bestehen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende 
Umstand nicht eingetreten wäre. 
 
§ 252 Entgangener Gewinn 
 
Der zu ersetzende Schaden umfasst auch den entgangenen Ge-
winn. Als entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnli-
chen Lauf der Dinge oder nach den besonderen Umständen, insbe-
sondere nach den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit 
Wahrscheinlichkeit erwartet werden konnte. 
 
§ 254 Mitverschulden 
 
(1) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Be-
schädigten mitgewirkt, so hängt die Verpflichtung zum Ersatz sowie 
der Umfang des zu leistenden Ersatzes von den Umständen, insbe-
sondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem ei-
nen oder dem anderen Teil verursacht worden ist. 
 
(2) Dies gilt auch dann, wenn sich das Verschulden des Beschädig-
ten darauf beschränkt, dass er unterlassen hat, den Schuldner auf 
die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerksam zu 
machen, die der Schuldner weder kannte noch kennen musste, oder 
dass er unterlassen hat, den Schaden abzuwenden oder zu min-
dern. Die Vorschrift des § 278 findet entsprechende Anwendung. 
 
§ 266 Teilleistungen 
 
Der Schuldner ist zu Teilleistungen nicht berechtigt. 
 
§ 271 Leistungszeit 
 
(1) Ist eine Zeit für die Leistung weder bestimmt noch aus den Um-
ständen zu entnehmen, so kann der Gläubiger die Leistung sofort 
verlangen, der Schuldner sie sofort bewirken. 
 
(2) Ist eine Zeit bestimmt, so ist im Zweifel anzunehmen, dass der 
Gläubiger die Leistung nicht vor dieser Zeit verlangen, der Schuld-
ner aber sie vorher bewirken kann. 
 
§ 271a Vereinbarungen über Zahlungs-, Überprüfungs- oder 
Abnahmefristen 
 
(1) Eine Vereinbarung, nach der der Gläubiger die Erfüllung einer 
Entgeltforderung erst nach mehr als 60 Tagen nach Empfang der 
Gegenleistung verlangen kann, ist nur wirksam, wenn sie ausdrück-
lich getroffen und im Hinblick auf die Belange des Gläubigers nicht 
grob unbillig ist. Geht dem Schuldner nach Empfang der Gegenleis-
tung eine Rechnung oder gleichwertige Zahlungsaufstellung zu, tritt 
der Zeitpunkt des Zugangs dieser Rechnung oder Zahlungsaufstel-
lung an die Stelle des in Satz 1 genannten Zeitpunkts des Empfangs 
der Gegenleistung. Es wird bis zum Beweis eines anderen Zeit-
punkts vermutet, dass der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung o-
der Zahlungsaufstellung auf den Zeitpunkt des Empfangs der Ge-
genleistung fällt; hat der Gläubiger einen späteren Zeitpunkt be-
nannt, so tritt dieser an die Stelle des Zeitpunkts des Empfangs der 
Gegenleistung. 
 
(2) … 
 
(3) Ist eine Entgeltforderung erst nach Überprüfung oder Abnahme 
der Gegenleistung zu erfüllen, so ist eine Vereinbarung, nach der 
die Zeit für die Überprüfung oder Abnahme der Gegenleistung mehr 

als 30 Tage nach Empfang der Gegenleistung beträgt, nur wirksam, 
wenn sie ausdrücklich getroffen und im Hinblick auf die 
Belange des Gläubigers nicht grob unbillig ist. 
 
(4) Ist eine Vereinbarung nach den Absätzen 1 bis 3 unwirksam, 
bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 
 
(5) … 
 
(6) Die Absätze 1 bis 3 lassen sonstige Vorschriften, aus denen sich 
Beschränkungen für Vereinbarungen über Zahlungs-, Überprü-
fungs- oder Abnahmefristen ergeben, unberührt. 
 
§ 275 Ausschluss der Leistungspflicht 
 
(1) Der Anspruch auf Leistung ist ausgeschlossen, soweit diese für 
den Schuldner oder für jedermann unmöglich ist. 
 
(2) Der Schuldner kann die Leistung verweigern, soweit diese einen 
Aufwand erfordert, der unter Beachtung des Inhalts des Schuldver-
hältnisses und der Gebote von Treu und Glauben in einem groben 
Missverhältnis zu dem Leistungsinteresse des Gläubigers steht. Bei 
der Bestimmung der dem Schuldner zuzumutenden Anstrengungen 
ist auch zu berücksichtigen, ob der Schuldner das Leistungshinder-
nis zu vertreten hat. 
 
(3) Der Schuldner kann die Leistung ferner verweigern, wenn er die 
Leistung persönlich zu erbringen hat und sie ihm unter Abwägung 
des seiner Leistung entgegenstehenden Hindernisses mit dem Leis-
tungsinteresse des Gläubigers nicht zugemutet werden kann. 
 
(4) Die Rechte des Gläubigers bestimmen sich nach den §§ 280, 
283 bis 285, 311a und 326. 
 
§ 276 Verantwortlichkeit des Schuldners 
 
(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn 
eine strengere oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem 
sonstigen Inhalt des Schuldverhältnisses, insbesondere aus der 
Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos, zu ent-
nehmen ist. … 
 
(2) Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt au-
ßer Acht lässt. 
 
(3) Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Vo-
raus erlassen werden. 
 
§ 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte 
 
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters 
und der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit 
bedient, in gleichem Umfang zu vertreten wie eigenes Verschulden. 
Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine Anwendung. 
 
§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
 
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so 
kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. 
 
(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der 
Gläubiger nur unter der zusätzlichen Voraussetzung des § 286 ver-
langen. 
 
(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter 
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des 
§ 283 verlangen. 
 
§ 281 Schadensersatz statt der Leistung wegen nicht oder nicht 
wie geschuldet erbrachter Leistung 
 
(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie 
geschuldet erbringt, kann der Gläubiger unter den Voraussetzungen 
des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der Leistung verlangen, 
wenn er dem Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur Leis-
tung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner eine Teil-
leistung bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der 
ganzen Leistung nur verlangen, wenn er an der Teilleistung kein In-
teresse hat. Hat der Schuldner die Leistung nicht wie geschuldet 



  Seite 4 

bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen 
Leistung nicht verlangen, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist. 
 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn der Schuldner die Leistung 
ernsthaft und endgültig verweigert oder wenn besondere Umstände 
vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die so-
fortige Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs rechtferti-
gen. 
 
(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht 
in Betracht, so tritt an deren Stelle eine Abmahnung. 
 
(4) Der Anspruch auf die Leistung ist ausgeschlossen, sobald der 
Gläubiger statt der Leistung Schadensersatz verlangt hat. 
 
(5) Verlangt der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leis-
tung, so ist der Schuldner zur Rückforderung des Geleisteten nach 
den §§ 346 bis 348 berechtigt. 
 
§ 283 Schadensersatz statt der Leistung bei Ausschluss der 
Leistungspflicht 
 
Braucht der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten, kann 
der Gläubiger unter den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Scha-
densersatz statt der Leistung verlangen. § 281 Abs. 1 Satz 2 und 3 
und Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 
 
§ 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
 
Anstelle des Schadensersatzes statt der Leistung kann der Gläubi-
ger Ersatz der Aufwendungen verlangen, die er im Vertrauen auf 
den Erhalt der Leistung gemacht hat und billigerweise machen 
durfte, es sei denn, deren Zweck wäre auch ohne die Pflichtverlet-
zung des Schuldners nicht erreicht worden. 
 
§ 286 Verzug des Schuldners 
 
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, 
die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die 
Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage 
auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im 
Mahnverfahren gleich. 
 
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn 
 
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
 
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemes-
sene Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich 
von dem Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt, 
 
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
 
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen In-
teressen der sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist. 
 
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Ver-
zug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zu-
gang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung leis-
tet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, nur, 
wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung 
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zu-
gangs der Rechnung oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt 
der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach 
Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug. 
 
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung in-
folge eines Umstands unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 
 
(5) Für eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende Vereinbarung 
über den Eintritt des Verzugs gilt § 271a Absatz 1 bis 5 entspre-
chend. 
 
§ 288 Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden 
 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Ver-
zugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Ba-
siszinssatz. 
 

(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt 
ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz. 
 
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zin-
sen verlangen. 
 
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausge-
schlossen. 
 
(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des Schuld-
ners, wenn dieser kein Verbraucher ist, außerdem einen Anspruch 
auf Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 Euro. Dies gilt auch, 
wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine Abschlagszahlung 
oder sonstige Ratenzahlung handelt. Die Pauschale nach Satz 1 ist 
auf einen geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit der 
Schaden in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist. 
 
(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des 
Gläubigers einer Entgeltforderung auf Verzugszinsen ausschließt, 
ist unwirksam. Gleiches gilt für eine Vereinbarung, die diesen An-
spruch beschränkt oder den Anspruch des Gläubigers einer Entgelt-
forderung auf die Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz des 
Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, aus-
schließt oder beschränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange des 
Gläubigers grob unbillig ist. Eine Vereinbarung über den Ausschluss 
der Pauschale nach Absatz 5 oder des Ersatzes des Schadens, der 
in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ist im Zweifel als grob 
unbillig anzusehen. ... 
 
§ 305 Einbeziehung Allgemeiner Geschäftsbedingungen in den 
Vertrag 
 
(1) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von 
Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine Vertrags-
partei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines 
Vertrags stellt. Gleichgültig ist, ob die Bestimmungen einen äußer-
lich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden oder in die Ver-
tragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie ha-
ben, in welcher Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Ver-
trag hat. Allgemeine Geschäftsbedingungen liegen nicht vor, soweit 
die Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im Einzel-
nen ausgehandelt sind. 
 
(2) Allgemeine Geschäftsbedingungen werden nur dann Bestandteil 
eines Vertrags, wenn der Verwender bei Vertragsschluss 
 
1. die andere Vertragspartei ausdrücklich oder, wenn ein aus-

drücklicher Hinweis wegen der Art des Vertragsschlusses nur 
unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten möglich ist, durch 
deutlich sichtbaren Aushang am Orte des Vertragsschlusses auf 
sie hinweist und 

 
2. der anderen Vertragspartei die Möglichkeit verschafft, in zumut-

barer Weise, die auch eine für den Verwender erkennbare kör-
perliche Behinderung der anderen Vertragspartei angemessen 
berücksichtigt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen, 

 
und wenn die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden 
ist. 
 
(3) Die Vertragsparteien können für eine bestimmte Art von Rechts-
geschäften die Geltung bestimmter Allgemeiner Geschäftsbedin-
gungen unter Beachtung der in Absatz 2 bezeichneten Erforder-
nisse im Voraus vereinbaren. 
 
§ 305b Vorrang der Individualabrede 
  
Individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen. 
 
§ 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln 
 
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die nach 
den Umständen, insbesondere nach dem äußeren Erscheinungs-
bild des Vertrags, so ungewöhnlich sind, dass der Vertragspartner 
des Verwenders mit ihnen nicht zu rechnen braucht, werden nicht 
Vertragsbestandteil. 
 
(2) Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
gehen zu Lasten des Verwenders. 
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§ 306 Rechtsfolgen bei Nichteinbeziehung und Unwirksamkeit 
 
(1) Sind Allgemeine Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise 
nicht Vertragsbestandteil geworden oder unwirksam, so bleibt der 
Vertrag im Übrigen wirksam. 
 
(2) Soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden 
oder unwirksam sind, richtet sich der Inhalt des Vertrags nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 
 
(3) Der Vertrag ist unwirksam, wenn das Festhalten an ihm auch 
unter Berücksichtigung der nach Absatz 2 vorgesehenen Änderung 
eine unzumutbare Härte für eine Vertragspartei darstellen würde. 
 
§ 306a Umgehungsverbot 
 
Die Vorschriften dieses Abschnitts finden auch Anwendung, wenn 
sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden. 
 
§ 307 Inhaltskontrolle 
 
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind un-
wirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. 
Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus erge-
ben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. 
 
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzuneh-
men, wenn eine Bestimmung 
 
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von 
der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder 

 
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des 
Vertrags ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Ver-
tragszwecks gefährdet ist. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für 
Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die 
von Rechtsvorschriften abweichende oder diese ergänzende Rege-
lungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Ab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein. 
 
§ 308 Klauselverbote mit Wertungsmöglichkeit 
 
In Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist insbesondere unwirksam 
 
1. … 
 
1a. (Zahlungsfrist) 
eine Bestimmung, durch die sich der Verwender eine unangemes-
sen lange Zeit für die Erfüllung einer Entgeltforderung des Vertrags-
partners vorbehält; ist der Verwender kein Verbraucher, ist im Zwei-
fel anzunehmen, dass eine Zeit von mehr als 30 Tagen nach Emp-
fang der Gegenleistung oder, wenn dem Schuldner nach Empfang 
der Gegenleistung eine Rechnung oder gleichwertige Zahlungsauf-
stellung zugeht, von mehr als 30 Tagen nach Zugang dieser Rech-
nung oder Zahlungsaufstellung unangemessen lang ist. 
 
1b. (Überprüfungs- und Abnahmefrist) 
eine Bestimmung, durch die sich der Verwender vorbehält, eine Ent-
geltforderung des Vertragspartners erst nach unangemessen langer 
Zeit für die Überprüfung oder Abnahme der Gegenleistung zu erfül-
len; ist der Verwender kein Verbraucher, ist im Zweifel anzunehmen, 
dass eine Zeit von mehr als 15 Tagen nach Empfang der Gegen-
leistung unangemessen lang ist; 
 
2.  bis 9.  … 
 
§ 309 Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit 
 
Auch soweit eine Abweichung von den gesetzlichen Vorschriften zu-
lässig ist, ist in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam 
 
1. (Kurzfristige Preiserhöhungen) 
 
eine Bestimmung, welche die Erhöhung des Entgelts für Waren oder 
Leistungen vorsieht, die innerhalb von vier Monaten nach Vertrags-
schluss geliefert oder erbracht werden sollen; dies gilt nicht bei Wa-
ren oder Leistungen, die im Rahmen von Dauerschuldverhältnissen 
geliefert oder erbracht werden; 

 
3. (Aufrechnungsverbot) 
 
eine Bestimmung, durch die dem Vertragspartner des Verwenders 
die Befugnis genommen wird, mit einer unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Forderung aufzurechnen; 
 
5. (Pauschalierung von Schadensersatzansprüchen) 
 
die Vereinbarung eines pauschalierten Anspruchs des Verwenders 
auf Schadensersatz oder Ersatz einer Wertminderung, wenn 
 
a) die Pauschale den in den geregelten Fällen nach dem gewöhnli-
chen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden oder die gewöhnlich 
eintretende Wertminderung übersteigt oder 
 
b) dem anderen Vertragsteil nicht ausdrücklich der Nachweis gestat-
tet wird, ein Schaden oder eine Wertminderung sei überhaupt nicht 
entstanden oder wesentlich niedriger als die Pauschale; 
 
7. (Haftungsausschluss bei Verletzung von Leben, Körper, Gesund-
heit und bei grobem Verschulden) 
 
a) (Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit) 
 
ein Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die 
auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder einer 
vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen 
Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verwenders beruhen; 
 
b) (Grobes Verschulden) 
 
ein Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für sonstige 
Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Ver-
wenders oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflicht-
verletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen 
des Verwenders beruhen; 
 
…; 
 
8. (Sonstige Haftungsausschlüsse bei Pflichtverletzung) 
 
b) (Mängel) 
 
eine Bestimmung, durch die bei Verträgen über Lieferungen neu 
hergestellter Sachen und über Werkleistungen 
 

aa) (Ausschluss und Verweisung auf Dritte) 
 

die Ansprüche gegen den Verwender wegen eines Mangels ins-
gesamt oder bezüglich einzelner Teile ausgeschlossen, auf die 
Einräumung von Ansprüchen gegen Dritte beschränkt oder von 
der vorherigen gerichtlichen Inanspruchnahme Dritter abhängig 
gemacht werden; 

 
bb) (Beschränkung auf Nacherfüllung) 

 
die Ansprüche gegen den Verwender insgesamt oder bezüglich 
einzelner Teile auf ein Recht auf Nacherfüllung beschränkt wer-
den, sofern dem anderen Vertragsteil nicht ausdrücklich das 
Recht vorbehalten wird, bei Fehlschlagen der Nacherfüllung zu 
mindern oder, wenn nicht eine Bauleistung Gegenstand der Män-
gelhaftung ist, nach seiner Wahl vom Vertrag zurückzutreten; 
 
cc) (Aufwendungen bei Nacherfüllung) 
 
die Verpflichtung des Verwenders ausgeschlossen oder be-
schränkt wird, die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen nach § 439 Absatz 2 und 3 oder § 635 Absatz 2 
zu tragen oder zu ersetzen; 
 
dd) (Vorenthalten der Nacherfüllung) 
 
der Verwender die Nacherfüllung von der vorherigen Zahlung des 
vollständigen Entgelts oder eines unter Berücksichtigung des 
Mangels unverhältnismäßig hohen Teils des Entgelts abhängig 
macht; 
 
ee) (Ausschlussfrist für Mängelanzeige) 
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der Verwender dem anderen Vertragsteil für die Anzeige nicht of-
fensichtlicher Mängel eine Ausschlussfrist setzt, die kürzer ist als 
die nach dem Doppelbuchstaben ff zulässige Frist; 

 
ff) (Erleichterung der Verjährung) 

 
die Verjährung von Ansprüchen gegen den Verwender wegen ei-
nes Mangels in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 2 und des § 634a 
Abs. 1 Nr. 2 erleichtert oder in den sonstigen Fällen eine weniger 
als ein Jahr betragende Verjährungsfrist ab dem gesetzlichen Ver-
jährungsbeginn erreicht wird; 

 
§ 310 Anwendungsbereich 
 
(1) § 305 Absatz 2 und 3, § 308 Nummer 1, 2 bis 9 und § 309 finden 
keine Anwendung auf Allgemeine Geschäftsbedingungen, die ge-
genüber einem Unternehmer, einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen 
verwendet werden. § 307 Abs. 1 und 2 findet in den Fällen des Sat-
zes 1 auch insoweit Anwendung, als dies zur Unwirksamkeit von in 
§ 308 Nummer 1, 2 bis 9 und § 309 genannten Vertragsbestimmun-
gen führt; auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und 
Gebräuche ist angemessen Rücksicht zu nehmen. … 
 
§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche 
Schuldverhältnisse 
 
(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsge-
schäft sowie zur Änderung des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist 
ein Vertrag zwischen den Beteiligten erforderlich, soweit nicht das 
Gesetz ein anderes vorschreibt. 
 
(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht 
auch durch 
 
1. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 
 
2. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hin-
blick auf eine etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen 
Teil die Möglichkeit zur Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter 
und Interessen gewährt oder ihm diese anvertraut, oder 
 
3. ähnliche geschäftliche Kontakte. 
 
(3) … 
 
§ 313 Störung der Geschäftsgrundlage 
 
(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags gewor-
den sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend verändert und hät-
ten die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt geschlos-
sen, wenn sie diese Veränderung vorausgesehen hätten, so kann 
Anpassung des Vertrags verlangt werden, soweit einem Teil unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der 
vertraglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten am 
unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann. 
 
(2) Einer Veränderung der Umstände steht es gleich, wenn wesent-
liche Vorstellungen, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, 
sich als falsch herausstellen. 
 
(3) Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem Teil 
nicht zumutbar, so kann der benachteiligte Teil vom Vertrag zurück-
treten. An die Stelle des Rücktrittsrechts tritt für Dauerschuldverhält-
nisse das Recht zur Kündigung. 
 
§ 314 Kündigung von Dauerschuldverhältnissen aus wichtigem 
Grund 
 
(1) Dauerschuldverhältnisse kann jeder Vertragsteil aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichti-
ger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der bei-
derseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
bis zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündi-
gungsfrist nicht zugemutet werden kann. 
 
(2) Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus 
dem Vertrag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer 
zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zu-
lässig. Für die Entbehrlichkeit der Bestimmung einer Frist zur Abhilfe 

und für die Entbehrlichkeit einer Abmahnung findet § 323 Absatz 2 
Nummer 1 und 2 entsprechende Anwendung. Die Bestimmung einer 
Frist zur Abhilfe und eine Abmahnung sind auch entbehrlich, wenn 
besondere Umstände vorliegen, die unter Abwägung der beidersei-
tigen Interessen die sofortige Kündigung rechtfertigen. 
 
(3) Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist 
kündigen, nachdem er vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat. 
 
(4) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die 
Kündigung nicht ausgeschlossen. 
 
§ 321 Unsicherheitseinrede 
 
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag vorzuleisten verpflichtet 
ist, kann die ihm obliegende Leistung verweigern, wenn nach Ab-
schluss des Vertrags erkennbar wird, dass sein Anspruch auf die 
Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfähigkeit des anderen 
Teils gefährdet wird. Das Leistungsverweigerungsrecht entfällt, 
wenn die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet 
wird. 
 
(2) Der Vorleistungspflichtige kann eine angemessene Frist bestim-
men, in welcher der andere Teil Zug um Zug gegen die Leistung 
nach seiner Wahl die Gegenleistung zu bewirken oder Sicherheit zu 
leisten hat. Nach erfolglosem Ablauf der Frist kann der Vorleistungs-
pflichtige vom Vertrag zurücktreten. § 323 findet entsprechende An-
wendung. 
 
§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrach-
ter Leistung 
 
(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fäl-
lige Leistung nicht oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, 
wenn er dem Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur Leis-
tung oder Nacherfüllung bestimmt hat, vom Vertrag zurücktreten. 
 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn 
 
1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
 
2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten 
Termin oder innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht be-
wirkt, obwohl die termin- oder fristgerechte Leistung nach einer Mit-
teilung des Gläubigers an den Schuldner vor Vertragsschluss oder 
auf Grund anderer den Vertragsabschluss begleitenden Umstände 
für den Gläubiger wesentlich ist, oder 
 
3. im Falle einer nicht vertragsgemäß erbrachten Leistung beson-
dere Umstände vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen den sofortigen Rücktritt rechtfertigen. 
 
(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht 
in Betracht, so tritt an deren Stelle eine Abmahnung. 
 
(4) Der Gläubiger kann bereits vor dem Eintritt der Fälligkeit der 
Leistung zurücktreten, wenn offensichtlich ist, dass die Vorausset-
zungen des Rücktritts eintreten werden. 
 
(5) Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubi-
ger vom ganzen Vertrag nur zurücktreten, wenn er an der Teilleis-
tung kein Interesse hat. Hat der Schuldner die Leistung nicht ver-
tragsgemäß bewirkt, so kann der Gläubiger vom Vertrag nicht zu-
rücktreten, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist. 
 
(6) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den 
Umstand, der ihn zum Rücktritt berechtigen würde, allein oder weit 
überwiegend verantwortlich ist oder wenn der vom Schuldner nicht 
zu vertretende Umstand zu einer Zeit eintritt, zu welcher der Gläubi-
ger im Verzug der Annahme ist. 
 
§ 325 Schadensersatz und Rücktritt 
 
Das Recht, bei einem gegenseitigen Vertrag Schadensersatz zu 
verlangen, wird durch den Rücktritt nicht ausgeschlossen. 
 
§ 339 Verwirkung der Vertragsstrafe 
 
Verspricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, dass er seine 
Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weise erfüllt, die Zah-
lung einer Geldsumme als Strafe, so ist die Strafe verwirkt, wenn er 
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in Verzug kommt. Besteht die geschuldete Leistung in einem Unter-
lassen, so tritt die Verwirkung mit der Zuwiderhandlung ein. 
 
§ 341 Strafversprechen für nicht gehörige Erfüllung 
 
(1) Hat der Schuldner die Strafe für den Fall versprochen, dass er 
seine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weise, insbesondere nicht 
zu der bestimmten Zeit, erfüllt, so kann der Gläubiger die verwirkte 
Strafe neben der Erfüllung verlangen. 
 
(2) Steht dem Gläubiger ein Anspruch auf Schadensersatz wegen 
der nicht gehörigen Erfüllung zu, so findet die Vorschrift des § 340 
Abs. 2 Anwendung. 
 
(3) Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, so kann er die Strafe nur 
verlangen, wenn er sich das Recht dazu bei der Annahme vorbehält. 
 
§ 346 Wirkungen des Rücktritts 
 
(1) Hat sich eine Vertragspartei vertraglich den Rücktritt vorbehalten 
oder steht ihr ein gesetzliches Rücktrittsrecht zu, so sind im Falle 
des Rücktritts die empfangenen Leistungen zurück zu gewähren 
und die gezogenen Nutzungen herauszugeben. 
 
(2) Statt der Rückgewähr oder Herausgabe hat der Schuldner Wer-
tersatz zu leisten, soweit 
 
1. die Rückgewähr oder die Herausgabe nach der Natur des Er-
langten ausgeschlossen ist, … 
 
(3) … 
 
§ 433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag 
 
(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflich-
tet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der 
Sache zu verschaffen. Der Verkäufer hat dem Käufer die Sache frei 
von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. 
 
(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kauf-
preis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 
 
§ 434 Sachmangel 
 
(1) Die Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie bei Gefahrüber-
gang den subjektiven Anforderungen, den objektiven Anforderun-
gen und den Montageanforderungen dieser Vorschrift entspricht. 
 
(2) Die Sache entspricht den subjektiven Anforderungen, wenn sie 
  
1. die vereinbarte Beschaffenheit hat, 
 
2. sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwendung eignet 
und 
 
3. mit dem vereinbarten Zubehör und den vereinbarten Anleitungen, 
einschließlich Montage- und Installationsanleitungen, übergeben 
wird. 
 
Zu der Beschaffenheit nach Satz 1 Nummer 1 gehören Art, Menge, 
Qualität, Funktionalität, Kompatibilität, Interoperabilität und sonstige 
Merkmale der Sache, für die die Parteien Anforderungen vereinbart 
haben. 
 
(3) Soweit nicht wirksam etwas anderes vereinbart wurde, entspricht 
die Sache den objektiven Anforderungen, wenn sie  
 
1. sich für die gewöhnliche Verwendung eignet, 
 
2. eine Beschaffenheit aufweist, die bei Sachen derselben Art üblich 
ist und die der Käufer erwarten kann unter Berücksichtigung  
 
a) der Art der Sache und 
 
b) der öffentlichen Äußerungen, die von dem Verkäufer oder einem 
anderen Glied der Vertragskette oder in deren Auftrag, insbeson-
dere in der Werbung oder auf dem Etikett, abgegeben wurden, 
 
3. der Beschaffenheit einer Probe oder eines Musters entspricht, die 
oder das der Verkäufer dem Käufer vor Vertragsschluss zur Verfü-
gung gestellt hat, und 

 
4. mit dem Zubehör einschließlich der Verpackung, der Montage- 
oder Installationsanleitung sowie anderen Anleitungen übergeben 
wird, deren Erhalt der Käufer erwarten kann. 
 
Zu der üblichen Beschaffenheit nach Satz 1 Nummer 2 gehören 
Menge, Qualität und sonstige Merkmale der Sache, einschließlich 
ihrer Haltbarkeit, Funktionalität, Kompatibilität und Sicherheit. Der 
Verkäufer ist durch die in Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b genannten 
öffentlichen Äußerungen nicht gebunden, wenn er sie nicht kannte 
und auch nicht kennen konnte, wenn die Äußerung im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses in derselben oder in gleichwertiger Weise berich-
tigt war oder wenn die Äußerung die Kaufentscheidung nicht beein-
flussen konnte. 
 
(4) Soweit eine Montage durchzuführen ist, entspricht die Sache den 
Montageanforderungen, wenn die Montage  
 
1. sachgemäß durchgeführt worden ist oder 
 
2. zwar unsachgemäß durchgeführt worden ist, dies jedoch weder 
auf einer unsachgemäßen Montage durch den Verkäufer noch auf 
einem Mangel in der vom Verkäufer übergebenen Anleitung beruht. 
 
(5) Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Verkäufer eine an-
dere Sache als die vertraglich geschuldete Sache liefert. 
 
§ 435 Rechtsmangel 
 
Die Sache ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf die 
Sache keine oder nur die im Kaufvertrag übernommenen Rechte 
gegen den Käufer geltend machen können. ... 
 
§ 437 Rechte des Käufers bei Mängeln 
 
Ist die Sache mangelhaft, kann der Käufer, wenn die Voraussetzun-
gen der folgenden Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein ande-
res bestimmt ist, 
 
1. nach § 439 Nacherfüllung verlangen, 
 
2. nach den §§ 440, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurück-
treten oder nach § 441 den Kaufpreis mindern und 
 
3. nach den §§ 440, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder 
nach § 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 
 
§ 438 Verjährung der Mängelansprüche 
 
(1) Die in § 437 Nr. 1 und 3 bezeichneten Ansprüche verjähren 
 
1. … 
 
2. in fünf Jahren 
 

a) bei einem Bauwerk und 
 

b) bei einer Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendung 
weise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangel-
haftigkeit verursacht hat, und 

 
3. im Übrigen in zwei Jahren. 
 
(2) Die Verjährung beginnt bei Grundstücken mit der Übergabe, im 
Übrigen mit der Ablieferung der Sache. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 und 3 und Absatz 2 verjähren 
die Ansprüche in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Ver-
käufer den Mangel arglistig verschwiegen hat. Im Falle des Absat-
zes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung jedoch nicht vor Ablauf der dort be-
stimmten Frist ein. 
 
(4) Für das in § 437 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Käu-
fer kann trotz einer Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 
die Zahlung des Kaufpreises insoweit verweigern, als er auf Grund 
des Rücktritts dazu berechtigt sein würde. Macht er von diesem 
Recht Gebrauch, kann der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten. 
 
(5) Auf das in § 437 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und 
Absatz 4 Satz 2 entsprechende Anwendungen. 
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§ 439 Nacherfüllung 
 
(1) Der Käufer kann als Nacherfüllung nach seiner Wahl die Besei-
tigung des Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache 
verlangen. 
 
(2) Der Verkäufer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderli-
chen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten zu tragen. 
 
(3) Hat der Käufer die mangelhafte Sache gemäß ihrer Art und ihrem 
Verwendungszweck in eine andere Sache eingebaut oder an eine 
andere Sache angebracht, bevor der Mangel offenbar wurde, ist der 
Verkäufer im Rahmen der Nacherfüllung verpflichtet, dem Käufer 
die erforderlichen Aufwendungen für das Entfernen der mangelhaf-
ten und den Einbau oder das Anbringen der nachgebesserten oder 
gelieferten mangelfreien Sache zu ersetzen.  
 
(4) Der Verkäufer kann die vom Käufer gewählte Art der Nacherfül-
lung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 verweigern, wenn sie nur 
mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. Dabei sind insbeson-
dere der Wert der Sache in mangelfreiem Zustand, die Bedeutung 
des Mangels und die Frage zu berücksichtigen, ob auf die andere 
Art der Nacherfüllung ohne erhebliche Nachteile für den Käufer zu-
rückgegriffen werden könnte. Der Anspruch des Käufers beschränkt 
sich in diesem Fall auf die andere Art der Nacherfüllung; das Recht 
des Verkäufers, auch diese unter den Voraussetzungen des Satzes 
1 zu verweigern, bleibt unberührt. 
 
(5) Der Käufer hat dem Verkäufer die Sache zum Zweck der Nach-
erfüllung zur Verfügung zu stellen. 
 
(6) Liefert der Verkäufer zum Zwecke der Nacherfüllung eine man-
gelfreie Sache, so kann er vom Käufer Rückgewähr der mangelhaf-
ten Sache nach Maßgabe der §§ 346 bis 348 verlangen. Der Ver-
käufer hat die ersetzte Sache auf seine Kosten zurückzunehmen. 
 
§ 440 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadenser-
satz 
 
Außer in den Fällen des § 281 Abs. 2 und des § 323 Abs. 2 bedarf 
es der Fristsetzung auch dann nicht, wenn der Verkäufer beide Ar-
ten der Nacherfüllung gemäß § 439 Abs. 4 verweigert oder wenn die 
dem Käufer zustehende Art der Nacherfüllung fehlgeschlagen oder 
ihm unzumutbar ist. Eine Nachbesserung gilt nach dem erfolglosen 
zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht insbesondere 
aus der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Um-
ständen etwas anderes ergibt. 
 
§ 441 Minderung 
 
(1) Statt zurückzutreten, kann der Käufer den Kaufpreis durch Erklä-
rung gegenüber dem Verkäufer mindern. Der Ausschlussgrund des 
§ 323 Abs. 5 Satz 2 findet keine Anwendung. 
 
(2) ... 
 
(3) Bei der Minderung ist der Kaufpreis in dem Verhältnis herabzu-
setzen, in welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert der Sa-
che in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden ha-
ben würde. Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch Schätzung 
zu ermitteln. 
 
(4) Hat der Käufer mehr als den geminderten Kaufpreis gezahlt, so 
ist der Mehrbetrag vom Verkäufer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 
347 Abs. 1 finden entsprechende Anwendung. 
 
§ 442 Kenntnis des Käufers 
 
(1) Die Rechte des Käufers wegen eines Mangels sind ausgeschlos-
sen, wenn er bei Vertragsschluss den Mangel kennt. Ist dem Käufer 
ein Mangel infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben, kann 
der Käufer Rechte wegen dieses Mangels nur geltend machen, 
wenn der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine 
Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 
 
(2) ... 
 
 
 
 

§ 443 Garantie 
 
(1) Geht der Verkäufer, der Hersteller oder ein sonstiger Dritter in 
einer Erklärung oder einschlägigen Werbung, die vor oder bei Ab-
schluss des Kaufvertrags verfügbar war, zusätzlich zu der gesetzli-
chen Mängelhaftung insbesondere die Verpflichtung ein, den Kauf-
preis zu erstatten, die Sache auszutauschen, nachzubessern oder 
in ihrem Zusammenhang Dienstleistungen zu erbringen, falls die 
Sache nicht diejenige Beschaffenheit aufweist oder andere als die 
Mängelfreiheit betreffende Anforderungen nicht erfüllt, die in der Er-
klärung oder einschlägigen Werbung beschrieben sind (Garantie), 
stehen dem Käufer im Garantiefall unbeschadet der gesetzlichen 
Ansprüche die Rechte aus der Garantie gegenüber demjenigen zu, 
der die Garantie gegeben hat (Garantiegeber). 
 
(2) Soweit der Garantiegeber eine Garantie dafür übernommen hat, 
dass die Sache für eine bestimmte Dauer eine bestimmte Beschaf-
fenheit behält (Haltbarkeitsgarantie), wird vermutet, dass ein wäh-
rend ihrer Geltungsdauer auftretender Sachmangel die Rechte aus 
der Garantie begründet. 
 
§ 444 Haftungsausschluss 
 
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen 
eines Mangels ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich 
der Verkäufer nicht berufen, wenn er den Mangel arglistig ver-
schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache 
übernommen hat. 
 
§ 445a Rückgriff des Verkäufers 
 
(1) Der Verkäufer kann beim Verkauf einer neu hergestellten Sache 
von dem Verkäufer, der ihm die Sache verkauft hatte (Lieferant), Er-
satz der Aufwendungen verlangen, die er im Verhältnis zum Käufer 
nach § 439 Absatz 2, 3 und 6 Satz 2 sowie nach § 475 Absatz 4 zu 
tragen hatte, wenn der vom Käufer geltend gemachte Mangel be-
reits beim Übergang der Gefahr auf den Verkäufer vorhanden war 
oder auf einer Verletzung der Aktualisierungspflicht gemäß § 475b 
Absatz 4 beruht. 
 
(2) Für die in § 437 bezeichneten Rechte des Verkäufers gegen sei-
nen Lieferanten bedarf es wegen des vom Käufer geltend gemach-
ten Mangels der sonst erforderlichen Fristsetzung nicht, wenn der 
Verkäufer die verkaufte neu hergestellte Sache als Folge ihrer Man-
gelhaftigkeit zurücknehmen musste oder der Käufer den Kaufpreis 
gemindert hat. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden auf die Ansprüche des Lieferanten 
und der übrigen Käufer in der Lieferkette gegen die jeweiligen Ver-
käufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unterneh-
mer sind. 
 
(4) § 377 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberührt. 
 
§ 445b Verjährung von Rückgriffsansprüchen 
 
(1) Die in § 445a Abs. 1 bestimmten Aufwendungsersatzansprüche 
verjähren in zwei Jahren ab Ablieferung der Sache. 
 
(2) Die Verjährung der in den §§ 437 und 445a Abs. 1 bestimmten 
Ansprüche des Verkäufers gegen seinen Lieferanten wegen des 
Mangels einer verkauften neu hergestellten Sache tritt frühestens 
zwei Monate nach dem Zeitpunkt ein, in dem der Verkäufer die An-
sprüche des Käufers erfüllt hat.  
 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden auf die Ansprüche des Lieferanten 
und der übrigen Käufer in der Lieferkette gegen die jeweiligen Ver-
käufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unterneh-
mer sind. 
 
§ 446 Gefahr- und Lastenübergang 
 
Mit der Übergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zufälli-
gen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung auf den Käufer 
über. Von der Übergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen 
und trägt er die Lasten der Sache. Der Übergabe steht es gleich, 
wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist. 
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§ 447 Gefahrübergang beim Versendungskauf 
 
(1) Versendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die ver-
kaufte Sache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort, so geht 
die Gefahr auf den Käufer über, sobald der Verkäufer die Sache 
dem Spediteur, dem Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der 
Versendung bestimmten Person oder Anstalt ausgeliefert hat. 
 
(2) Hat der Käufer eine besondere Anweisung über die Art der Ver-
sendung erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund 
von der Anweisung ab, so ist der Verkäufer dem Käufer für den da-
raus entstehenden Schaden verantwortlich. 
 
§ 449 Eigentumsvorbehalt 
 
(1) Hat sich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum 
bis zur Zahlung des Kaufpreises vorbehalten, so ist im Zweifel an-
zunehmen, dass das Eigentum unter der aufschiebenden Bedin-
gung vollständiger Zahlung des Kaufpreises übertragen wird (Eigen-
tumsvorbehalt). 
 
(2) Auf Grund des Eigentumsvorbehalts kann der Verkäufer die Sa-
che nur herausverlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist. 
 
(3) Die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts ist nichtig, soweit 
der Eigentumsübergang davon abhängig gemacht wird, dass der 
Käufer Forderungen eines Dritten, insbesondere eines mit dem Ver-
käufer verbundenen Unternehmens, erfüllt. 
 
§ 474 Verbrauchsgüterkauf 
 
(1) Verbrauchsgüterkäufe sind Verträge, durch die ein Verbraucher 
von einem Unternehmer eine Ware (§ 241a Absatz 1) kauft. Um ei-
nen Verbrauchsgüterkauf handelt es sich auch bei einem Vertrag, 
der neben dem Verkauf einer Ware die Erbringung einer Dienstleis-
tung durch den Unternehmer zum Gegenstand hat. 
 
(2) Für den Verbrauchsgüterkauf gelten ergänzend die folgenden 
Vorschriften dieses Untertitels. (…) 
 
§ 477 Beweislastumkehr 
 
(1) Zeigt sich innerhalb eines Jahres seit Gefahrübergang ein von 
den Anforderungen nach § 434 oder § 475b abweichender Zustand 
der Ware, so wird vermutet, dass die Ware bereits bei Gefahrüber-
gang mangelhaft war, es sei denn, diese Vermutung ist mit der Art 
der Ware oder des mangelhaften Zustands unvereinbar. Beim Kauf 
eines lebenden Tieres gilt diese Vermutung für einen Zeitraum von 
sechs Monaten seit Gefahrübergang. 
 
(2) Ist bei Waren mit digitalen Elementen die dauerhafte Bereitstel-
lung der digitalen Elemente im Kaufvertrag vereinbart und zeigt sich 
ein von den vertraglichen Anforderungen nach § 434 oder § 475b 
abweichender Zustand der digitalen Elemente während der Dauer 
der Bereitstellung oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
seit Gefahrübergang, so wird vermutet, dass die digitalen Elemente 
während der bisherigen Dauer der Bereitstellung mangelhaft waren. 
 
§ 478 Sonderbestimmungen für den Rückgriff des Unterneh-
mers 
 
(1) Ist der letzte Vertrag in der Lieferkette ein Verbrauchsgüterkauf 
(§ 474), findet § 477 in den Fällen des § 445a Absatz 1 und 2 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Frist mit dem Übergang der Ge-
fahr auf den Verbraucher beginnt. 
 
(2) Auf eine vor Mitteilung eines Mangels an den Lieferanten ge-
troffene Vereinbarung, die zum Nachteil des Unternehmers von Ab-
satz 1 sowie von den §§ 433 bis 435, 437, 439 bis 443, 445a Absatz 
1 und 2 sowie den §§ 445b, 475b und 475c abweicht, kann sich der 
Lieferant nicht berufen, wenn dem Rückgriffsgläubiger kein gleich-
wertiger Ausgleich eingeräumt wird. Satz 1 gilt unbeschadet des § 
307 nicht für den Ausschluss oder die Beschränkung des Anspruchs 
auf Schadensersatz. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften finden 
auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen um-
gangen werden. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden auf die Ansprüche des Lieferanten 
und der übrigen Käufer in der Lieferkette gegen die jeweiligen Ver-
käufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unterneh-
mer sind. 

 
§ 479 Sonderbestimmungen für Garantien 
 
 (1) Eine Garantieerklärung (§ 443) muss einfach und verständlich 
abgefasst sein. Sie muss Folgendes enthalten:  
 
1. den Hinweis auf die gesetzlichen Rechte des Verbrauchers bei 
Mängeln, darauf, dass die Inanspruchnahme dieser Rechte unent-
geltlich ist sowie darauf, dass diese Rechte durch die Garantie nicht 
eingeschränkt werden, 
 
2. den Namen und die Anschrift des Garantiegebers, 
 
3. das vom Verbraucher einzuhaltende Verfahren für die Geltend-
machung der Garantie, 
 
4. die Nennung der Ware, auf die sich die Garantie bezieht, und 
 
5. die Bestimmungen der Garantie, insbesondere die Dauer und den 
räumlichen Geltungsbereich des Garantieschutzes. 
 
(2) Die Garantieerklärung ist dem Verbraucher spätestens zum Zeit-
punkt der Lieferung der Ware auf einem dauerhaften Datenträger 
zur Verfügung zu stellen. 
 
(3) Hat der Hersteller gegenüber dem Verbraucher eine Haltbar-
keitsgarantie übernommen, so hat der Verbraucher gegen den Her-
steller während des Zeitraums der Garantie mindestens einen An-
spruch auf Nacherfüllung gemäß § 439 Absatz 2, 3, 5 und 6 Satz 2 
und § 475 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5. 
 
(4) Die Wirksamkeit der Garantieverpflichtung wird nicht dadurch 
berührt, dass eine der vorstehenden Anforderungen nicht erfüllt 
wird. 
 
§ 611 Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag 
 
(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zu-
sagt, zur Leistung der versprochenen Dienste, der andere Teil zur 
Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
 
(2) Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art sein. 
 
§ 611a Arbeitsvertrag 
 
(1) Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienste ei-
nes anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter 
Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet. Das Weisungsrecht 
kann Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit betreffen. Wei-
sungsgebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit 
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Der Grad der per-
sönlichen Abhängigkeit hängt dabei auch von der Eigenart der je-
weiligen Tätigkeit ab. Für die Feststellung, ob ein Arbeitsvertrag vor-
liegt, ist eine Gesamtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen. 
Zeigt die tatsächliche Durchführung des Vertragsverhältnisses, 
dass es sich um ein Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf die Be-
zeichnung im Vertrag nicht an. 
 
(2) Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der vereinbarten Vergütung ver-
pflichtet. 
 
§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 
 
(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung 
des versprochenen Werkes, der Besteller zur Entrichtung der ver-
einbarten Vergütung verpflichtet. 
 
(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder 
Veränderung einer Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder 
Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein. 
 
§ 632 Vergütung 
 
(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Her-
stellung des Werkes den Umständen nach nur gegen eine Vergü-
tung zu erwarten ist. 
 
(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Beste-
hen einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart anzusehen. 
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(3) Ein Kostenanschlag ist im Zweifel nicht zu vergüten. 
 
§ 632a Abschlagszahlungen 
 
(1) Der Unternehmer kann von dem Besteller eine Abschlagszah-
lung in Höhe des Wertes der von ihm erbrachten und nach dem Ver-
trag geschuldeten Leistungen verlangen. Sind die erbrachten Leis-
tungen nicht vertragsgemäß, kann der Besteller die Zahlung eines 
angemessenen Teils des Abschlags verweigern. Die Beweislast für 
die vertragsgemäße Leistung verbleibt bis zur Abnahme beim Un-
ternehmer. § 641 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Leistungen sind 
durch eine Aufstellung nachzuweisen, die eine rasche und sichere 
Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss. Die Sätze 1 bis 5 
gelten auch für erforderliche Stoffe oder Bauteile, die angeliefert o-
der eigens angefertigt und bereitgestellt sind, wenn dem Besteller 
nach seiner Wahl Eigentum an den Stoffen oder Bauteilen übertra-
gen oder entsprechende Sicherheit hierfür geleistet wird. 
 
(2) Die Sicherheit nach Absatz 1 Satz 6 kann auch durch eine Ga-
rantie oder ein sonstiges Zahlungsversprechen eines im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditin-
stituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 
 
§ 633 Sach- und Rechtsmangel 
 
(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und 
Rechtsmängeln zu verschaffen. 
 
(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Be-
schaffenheit hat. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist 
das Werk frei von Sachmängeln, 
 
1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst 
 
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit 
aufweist, die bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Be-
steller nach der Art des Werkes erwarten kann. 
 
Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein an-
deres als das bestellte Werk oder das Werk in zu geringer Menge 
herstellt. 
 
(3) Das Werk ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf 
das Werk keine oder nur die im Vertrag übernommenen Rechte ge-
gen den Besteller geltend machen können. 
 
§ 634 Rechte des Bestellers bei Mängeln 
 
Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Vorausset-
zungen der folgenden Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein 
anderes bestimmt ist, 
 
1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen, 
 
2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforder-
lichen Aufwendungen verlangen, 
 
3. nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurück-
treten oder nach § 638 die Vergütung mindern und 
 
4. nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder 
nach § 284 Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 
 
§ 634a Verjährung der Mängelansprüche 
 
(1) Die in § 634 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Ansprüche verjähren 
 
1. vorbehaltlich der Nummer 2 in zwei Jahren bei einem Werk, des-
sen Erfolg in der Herstellung, Wartung oder Veränderung einer Sa-
che oder in der Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleis-
tungen hierfür besteht, 
 
2. in fünf Jahren bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg 
in der Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen 
hierfür besteht, und 
 
3. im Übrigen in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 
 
(2) Die Verjährung beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 
2 mit der Abnahme. 
 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 verjähren 
die Ansprüche in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Un-
ternehmer den Mangel arglistig verschwiegen hat. Im Falle des Ab-
satzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung jedoch nicht vor Ablauf der dort 
bestimmten Frist ein. 
 
(4) Für das in § 634 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Be-
steller kann trotz einer Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 
1 die Zahlung der Vergütung insoweit verweigern, als er auf Grund 
des Rücktritts dazu berechtigt sein würde. Macht er von diesem 
Recht Gebrauch, kann der Unternehmer vom Vertrag zurücktreten. 
 
(5) Auf das in § 634 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und 
Absatz 4 Satz 2 entsprechende Anwendungen. 
 
§ 635 Nacherfüllung 
 
(1) Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer 
nach seiner Wahl den Mangel beseitigen oder ein neues Werk her-
stellen. 
 
(2) Der Unternehmer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erfor-
derlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- 
und Materialkosten zu tragen. 
 
(3) Der Unternehmer kann die Nacherfüllung unbeschadet des § 
275 Abs. 2 und 3 verweigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen 
Kosten möglich ist. 
 
(4) Stellt der Unternehmer ein neues Werk her, so kann er vom Be-
steller Rückgewähr des mangelhaften Werkes nach Maßgabe der 
§§ 346 bis 348 verlangen. 
 
§ 636 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadenser-
satz 
 
Außer in den Fällen der §§ 281 Abs. 2 und 323 Abs. 2 bedarf es der 
Fristsetzung auch dann nicht, wenn der Unternehmer die Nacherfül-
lung gemäß § 635 Abs. 3 verweigert oder wenn die Nacherfüllung 
fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist. 
 
§ 637 Selbstvornahme 
 
(1) Der Besteller kann wegen eines Mangels des Werkes nach er-
folglosem Ablauf einer von ihm zur Nacherfüllung bestimmten ange-
messenen Frist den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erfor-
derlichen Aufwendungen verlangen, wenn nicht der Unternehmer 
die Nacherfüllung zu Recht verweigert. 
 
(2) § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Der Bestimmung 
einer Frist bedarf es auch dann nicht, wenn die Nacherfüllung fehl-
geschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist. 
 
(3) Der Besteller kann von dem Unternehmer für die zur Beseitigung 
des Mangels erforderlichen Aufwendungen Vorschuss verlangen. 
 
§ 638 Minderung 
 
(1) Statt zurückzutreten, kann der Besteller die Vergütung durch Er-
klärung gegenüber dem Unternehmer mindern. Der Ausschluss-
grund des § 323 Abs. 5 Satz 2 findet keine Anwendung. 
 
(2) Sind auf der Seite des Bestellers oder auf der Seite des Unter-
nehmers mehrere beteiligt, so kann die Minderung nur von allen o-
der gegen alle erklärt werden. 
 
(3) Bei der Minderung ist die Vergütung in dem Verhältnis herabzu-
setzen, in welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert des 
Werkes in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden 
haben würde. Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch Schät-
zung zu ermitteln. 
 
(4) Hat der Besteller mehr als die geminderte Vergütung gezahlt, so 
ist der Mehrbetrag vom Unternehmer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und 
§ 347 Abs. 1 finden entsprechende Anwendung. 
 
§ 639 Haftungsausschluss 
 
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Bestellers we-
gen eines Mangels ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann 
sich der Unternehmer nicht berufen, soweit er den Mangel arglistig 
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verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Werkes 
übernommen hat. 
 
§ 640 Abnahme 
 
(1) Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmäßig hergestellte 
Werk abzunehmen, sofern nicht nach der Beschaffenheit des Wer-
kes die Abnahme ausgeschlossen ist. Wegen unwesentlicher Män-
gel kann die Abnahme nicht verweigert werden. 
 
(2) Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer 
dem Besteller nach Fertigstellung des Werks eine angemessene  
Frist zur Abnahme gesetzt hat und der Besteller die Abnahme nicht 
innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines Mangels ver-
weigert hat. (…) 
 
(3) Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemäß Absatz 1 
Satz 1 ab, obschon er den Mangel kennt, so stehen ihm die in § 634 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur zu, wenn er sich seine Rechte 
wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. 
 
§ 641 Fälligkeit der Vergütung 
 
(1) Die Vergütung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. 
Ist das Werk in Teilen abzunehmen und die Vergütung für die ein-
zelnen Teile bestimmt, so ist die Vergütung für jeden Teil bei dessen 
Abnahme zu entrichten. 
 
(2) … 
 
(3) Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so 
kann er nach der Fälligkeit die Zahlung eines angemessenen Teils 
der Vergütung verweigern; angemessen ist in der Regel das Dop-
pelte der für die Beseitigung des Mangels erforderlichen Kosten. 
 
(4) Eine in Geld festgesetzte Vergütung hat der Besteller von der 
Abnahme des Werkes an zu verzinsen, sofern nicht die Vergütung 
gestundet ist. 
 
§ 642 Mitwirkung des Bestellers 
 
(1) Ist bei der Herstellung des Werkes eine Handlung des Bestellers 
erforderlich, so kann der Unternehmer, wenn der Besteller durch 
das Unterlassen der Handlung in Verzug der Annahme kommt, eine 
angemessene Entschädigung verlangen. 
 
(2) Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich einerseits nach der 
Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, an-
dererseits nach demjenigen, was der Unternehmer infolge des Ver-
zugs an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwen-
dung seiner Arbeitskraft erwerben kann. 
 
§ 643 Kündigung bei unterlassener Mitwirkung 
 
Der Unternehmer ist im Falle des § 642 berechtigt, dem Besteller 
zur Nachholung der Handlung eine angemessene Frist mit der Er-
klärung zu bestimmen, dass er den Vertrag kündige, wenn die 
Handlung nicht bis zum Ablauf der Frist vorgenommen werde. Der 
Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die Nachholung bis zum Ab-
lauf der Frist erfolgt. 
 
§ 644 Gefahrtragung 
 
(1) Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes. 
Kommt der Besteller in Verzug der Annahme, so geht die Gefahr auf 
ihn über. Für den zufälligen Untergang und eine zufällige Ver-
schlechterung des von dem Besteller gelieferten Stoffes ist der Un-
ternehmer nicht verantwortlich. 
 
(2) Versendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Bestel-
lers nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort, so finden die für 
den Kauf geltenden Vorschriften des § 447 entsprechende Anwen-
dung. 
 
§ 647 Unternehmerpfandrecht 
 
Der Unternehmer hat für seine Forderungen aus dem Vertrag ein 
Pfandrecht an den von ihm hergestellten oder ausgebesserten be-
weglichen Sachen des Bestellers, wenn sie bei der Herstellung oder 
zum Zwecke der Ausbesserung in seinen Besitz gelangt sind. 
 

§ 648 Kündigungsrecht des Bestellers 
  
Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den 
Vertrag kündigen. Kündigt der Besteller, so ist der Unternehmer be-
rechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen; er muss sich je-
doch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des 
Vertrags an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Ver-
wendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig un-
terlässt. Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 vom 
Hundert der auf den noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung 
entfallenden vereinbarten Vergütung zustehen. 
 
§ 648a Kündigung aus wichtigem Grund 
 
(1) Beide Vertragsparteien können den Vertrag aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichti-
ger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der bei-
derseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
bis zur Fertigstellung des Werks nicht zugemutet werden kann. 
 
(2) Eine Teilkündigung ist möglich; sie muss sich auf einen abgrenz-
baren Teil des geschuldeten Werks beziehen. 
 
(3) § 314 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
(4) Nach der Kündigung kann jede Vertragspartei von der anderen 
verlangen, dass sie an einer gemeinsamen Feststellung des Leis-
tungsstandes mitwirkt. Verweigert eine Vertragspartei die Mitwir-
kung oder bleibt sie einem vereinbarten oder einem von der anderen 
Vertragspartei innerhalb einer angemessenen Frist bestimmten Ter-
min zur Leistungsstandfeststellung fern, trifft sie die Beweislast für 
den Leistungsstand zum Zeitpunkt der Kündigung. Dies gilt nicht, 
wenn die Vertragspartei infolge eines Umstands fernbleibt, den sie 
nicht zu vertreten hat und den sie der anderen Vertragspartei unver-
züglich mitgeteilt hat. 
 
(5) Kündigt eine Vertragspartei aus wichtigem Grund, ist der Unter-
nehmer nur berechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf den bis 
zur Kündigung erbrachten Teil des Werks entfällt. 
 
(6) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die 
Kündigung nicht ausgeschlossen. 
 
§ 649 Kostenanschlag 
 
(1) Ist dem Vertrag ein Kostenanschlag zugrunde gelegt worden, 
ohne dass der Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit des An-
schlags übernommen hat, und ergibt sich, dass das Werk nicht ohne 
eine wesentliche Überschreitung des Anschlags ausführbar ist, so 
steht dem Unternehmer, wenn der Besteller den Vertrag aus diesem 
Grund kündigt, nur der im § 645 Abs. 1 bestimmte Anspruch zu. 
 
(2) Ist eine solche Überschreitung des Anschlags zu erwarten, so 
hat der Unternehmer dem Besteller unverzüglich Anzeige zu ma-
chen. 
 
§ 650 Werklieferungsvertrag; Verbrauchervertrag über die Her-
stellung digitaler Produkte 
 
(1) Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu er-
zeugender beweglicher Sachen zum Gegenstand hat, finden die 
Vorschriften über den Kauf Anwendung. § 442 Abs. 1 Satz 1 findet 
bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn der Mangel auf den 
vom Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist. Soweit es sich bei 
den herzustellenden oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um 
nicht vertretbare Sachen handelt, sind auch die §§ 642, 643, 645, 
648 und 649 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der 
Abnahme der nach den §§ 446 und 447 maßgebliche Zeitpunkt tritt. 
 
(2) Auf einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich 
verpflichtet, 
 
1. digitale Inhalte herzustellen, 
 
2. einen Erfolg durch eine digitale Dienstleistung herbeizuführen o-
der 
 
3. einen körperlichen Datenträger herzustellen, der ausschließlich 
als Träger digitaler Inhalte dient, 
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sind die §§ 633 bis 639 über die Rechte bei Mängeln sowie § 640 
über die Abnahme nicht anzuwenden. An die Stelle der nach Satz 1 
nicht anzuwendenden Vorschriften treten die Vorschriften des Ab-
schnitts 3 Titel 2a. Die §§ 641, 644 und 645 sind mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle der Abnahme die Bereitstellung des 
digitalen Produkts (§ 327b Absatz 3 bis 5) tritt. 
 
(3) Auf einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich 
verpflichtet, einen herzustellenden körperlichen Datenträger zu lie-
fern, der ausschließlich als Träger digitaler Inhalte dient, sind abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 und 2 § 433 Absatz 1 Satz 2, die §§ 434 
bis 442, 475 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 bis 6 und die §§ 476 und 477 
über die Rechte bei Mängeln nicht anzuwenden. An die Stelle der 
nach Satz 1 nicht anzuwendenden Vorschriften treten die Vorschrif-
ten des Abschnitts 3 Titel 2a. 
 
(4) Für einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich 
verpflichtet, eine Sache herzustellen, die ein digitales Produkt ent-
hält oder mit digitalen Produkten verbunden ist, gilt der Anwen-
dungsausschluss nach Absatz 2 entsprechend für diejenigen Be-
standteile des Vertrags, welche die digitalen Produkte betreffen. Für 
einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich verpflich-
tet, eine herzustellende Sache zu liefern, die ein digitales Produkt 
enthält oder mit digitalen Produkten verbunden ist, gilt der Anwen-
dungsausschluss nach Absatz 3 entsprechend für diejenigen Be-
standteile des Vertrags, welche die digitalen Produkte betreffen. 
 
§ 650a Bauvertrag 
 
(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über die Herstellung, die Wieder-
herstellung, die Beseitigung oder den Umbau eines Bauwerks, einer 
Außenanlage oder eines Teils davon. Für den Bauvertrag gellten 
ergänzend die folgenden Vorschriften dieses Kapitels. 
 
(2) … 
 
§ 823 Schadensersatzpflicht 
 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Ge-
sundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines 
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des da-
raus entstehenden Schadens verpflichtet. 
 
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem 
Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschul-
den möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens 
ein. 
 
§ 868 Mittelbarer Besitz 
Besitzt jemand eine Sache als Nießbraucher, Pfandgläubiger, Päch-
ter, Mieter, Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältnis, vermöge 
dessen er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Besitz berechtigt 
oder verpflichtet ist, so ist auch der andere Besitzer (mittelbarer Be-
sitz). 
 
§ 929 Einigung und Übergabe 
 
Zur Übertragung des Eigentums an einer beweglichen Sache ist er-
forderlich, dass der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt 
und beide darüber einig sind, dass das Eigentum übergehen soll. Ist 
der Erwerber im Besitz der Sache, so genügt die Einigung über den 
Übergang des Eigentums. 
 
§ 930 Besitzkonstitut 
 
Ist der Eigentümer im Besitz der Sache, so kann die Übergabe 
dadurch ersetzt werden, dass zwischen ihm und dem Erwerber ein 
Rechtsverhältnis vereinbart wird, vermöge dessen der Erwerber den 
mittelbaren Besitz erlangt. 
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HGB 
 
 
§ 354a 
 
(1) Ist die Abtretung einer Geldforderung durch Vereinbarung mit 
dem Schuldner gemäß § 399 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ausge-
schlossen und ist das Rechtsgeschäft, das diese Forderung begrün-
det hat, für beide Teile ein Handelsgeschäft, oder ist der Schuldner 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, so ist die Abtretung gleichwohl wirk-
sam. Der Schuldner kann jedoch mit befreiender Wirkung an den 
bisherigen Gläubiger leisten. Abweichende Vereinbarungen sind 
unwirksam. 
 
(2) … 
 
§ 376 
 
(1) Ist bedungen, daß die Leistung des einen Teiles genau zu einer 
festbestimmten Zeit oder innerhalb einer festbestimmten Frist be-
wirkt werden soll, so kann der andere Teil, wenn die Leistung nicht 
zu der bestimmten Zeit oder nicht innerhalb der bestimmten Frist 
erfolgt, von dem Vertrag zurücktreten oder, falls der Schuldner im 
Verzug ist, statt der Erfüllung Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Erfüllung kann er nur beanspruchen, wenn er sofort nach 
dem Ablauf der Zeit oder der Frist dem Gegner anzeigt, daß er auf 
Erfüllung bestehe. 
 
(2) bis (4) … 
 
§ 377  
  
(1) Ist der Kauf für beide Teile ein Handelsgeschäft, so hat der Käu-
fer die Ware unverzüglich nach der Ablieferung durch den Verkäu-
fer, soweit dies nach ordnungsmäßigem Geschäftsgang tunlich ist, 
zu untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer un-
verzüglich Anzeige zu machen. 
 
(2) Unterlässt der Käufer die Anzeige, so gilt die Ware als geneh-
migt, es sei denn, dass es sich um einen Mangel handelt, der bei 
der Untersuchung nicht erkennbar war. 
 
(3) Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muss die Anzeige un-
verzüglich nach der Entdeckung gemacht werden; anderenfalls gilt 
die Ware auch in Ansehung dieses Mangels als genehmigt. 
 
(4) Zur Erhaltung der Rechte des Käufers genügt die rechtzeitige 
Absendung der Anzeige. 
 
(5) Hat der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen, so kann 
er sich auf diese Vorschriften nicht berufen. 
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ProdHaftG 
 
 
§ 1 Haftung 
 
(1) Wird durch den Fehler eines Produkts jemand getötet, sein Kör-
per oder seine Gesundheit verletzt oder eine Sache beschädigt, so 
ist der Hersteller des Produkts verpflichtet, dem Geschädigten den 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Im Falle der Sachbe-
schädigung gilt dies nur, wenn eine andere Sache als das fehler-
hafte Produkt beschädigt wird und diese andere Sache ihrer Art 
nach gewöhnlich für den privaten Ge- oder Verbrauch bestimmt und 
hierzu von dem Geschädigten hauptsächlich verwendet worden ist. 
 
(2) Die Ersatzpflicht des Herstellers ist ausgeschlossen, wenn  
 
1. er das Produkt nicht in den Verkehr gebracht hat, 
 
2. nach den Umständen davon auszugehen ist, dass das Produkt 
den Fehler, der den Schaden verursacht hat, noch nicht hatte, als 
der Hersteller es in den Verkehr brachte, 
 
3. er das Produkt weder für den Verkauf oder eine andere Form des 
Vertriebs mit wirtschaftlichem Zweck hergestellt noch im Rahmen 
seiner beruflichen Tätigkeit hergestellt oder vertrieben hat, 
 
4. der Fehler darauf beruht, dass das Produkt in dem Zeitpunkt, in 
dem der Hersteller es in den Verkehr brachte, dazu zwingenden 
Rechtsvorschriften entsprochen hat, oder 
 
5. der Fehler nach dem Stand der Wissenschaft und Technik in dem 
Zeitpunkt, in dem der Hersteller das Produkt in den Verkehr brachte, 
nicht erkannt werden konnte. 
 
(3) Die Ersatzpflicht des Herstellers eines Teilprodukts ist ferner 
ausgeschlossen, wenn der Fehler durch die Konstruktion des Pro-
dukts, in welches das Teilprodukt eingearbeitet wurde, oder durch 
die Anleitungen des Herstellers des Produkts verursacht worden ist. 
Satz 1 ist auf den Hersteller eines Grundstoffs entsprechend anzu-
wenden. 
 
(4) Für den Fehler, den Schaden und den ursächlichen Zusammen-
hang zwischen Fehler und Schaden trägt der Geschädigte die Be-
weislast. Ist streitig, ob die Ersatzpflicht gemäß Absatz 2 oder 3 aus-
geschlossen ist, so trägt der Hersteller die Beweislast. 
 
§ 2 Produkt 
 
Produkt im Sinne dieses Gesetzes ist jede bewegliche Sache, auch 
wenn sie einen Teil einer anderen beweglichen Sache oder einer 
unbeweglichen Sache bildet, sowie Elektrizität. 
 
§ 3 Fehler 
 
(1) Ein Produkt hat einen Fehler, wenn es nicht die Sicherheit bietet, 
die unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere  
 
a) seiner Darbietung, 
 
b) des Gebrauchs, mit dem billigerweise gerechnet werden kann, 
 
c) des Zeitpunkts, in dem es in den Verkehr gebracht wurde, 
 
berechtigterweise erwartet werden kann. 
 
(2) Ein Produkt hat nicht allein deshalb einen Fehler, weil später ein 
verbessertes Produkt in den Verkehr gebracht wurde. 
 
§ 4 Hersteller 
 
(1) Hersteller im Sinne dieses Gesetzes ist, wer das Endprodukt, 
einen Grundstoff oder ein Teilprodukt hergestellt hat. Als Hersteller 
gilt auch jeder, der sich durch das Anbringen seines Namens, seiner 
Marke oder eines anderen unterscheidungskräftigen Kennzeichens 
als Hersteller ausgibt. 
 
(2) Als Hersteller gilt ferner, wer ein Produkt zum Zweck des Ver-
kaufs, der Vermietung, des Mietkaufs oder einer anderen Form des 

Vertriebs mit wirtschaftlichem Zweck im Rahmen seiner geschäftli-
chen Tätigkeit in den Geltungsbereich des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum einführt oder verbringt. 
 
(3) Kann der Hersteller des Produkts nicht festgestellt werden, so 
gilt jeder Lieferant als dessen Hersteller, es sei denn, dass er dem 
Geschädigten innerhalb eines Monats, nachdem ihm dessen dies-
bezügliche Aufforderung zugegangen ist, den Hersteller oder dieje-
nige Person benennt, die ihm das Produkt geliefert hat. Dies gilt 
auch für ein eingeführtes Produkt, wenn sich bei diesem die in Ab-
satz 2 genannte Person nicht feststellen lässt, selbst wenn der 
Name des Herstellers bekannt ist. 
 
§ 5 Mehrere Ersatzpflichtige 
 
Sind für denselben Schaden mehrere Hersteller nebeneinander zum 
Schadensersatz verpflichtet, so haften sie als Gesamtschuldner. Im 
Verhältnis der Ersatzpflichtigen zueinander hängt, soweit nichts an-
deres bestimmt ist, die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang 
des zu leistenden Ersatzes von den Umständen, insbesondere da-
von ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem 
anderen Teil verursacht worden ist; im Übrigen gelten die §§ 421 bis 
425 sowie § 426 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. 
 
§ 6 Haftungsminderung 
 
(1) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Ge-
schädigten mitgewirkt, so gilt § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 
im Falle der Sachbeschädigung steht das Verschulden desjenigen, 
der die tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt, dem Verschul-
den des Geschädigten gleich. 
 
(2) Die Haftung des Herstellers wird nicht gemindert, wenn der 
Schaden durch einen Fehler des Produkts und zugleich durch die 
Handlung eines Dritten verursacht worden ist. § 5 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
 
§ 10 Haftungshöchstbetrag 
 
(1) Sind Personenschäden durch ein Produkt oder gleiche Produkte 
mit demselben Fehler verursacht worden, so haftet der Ersatzpflich-
tige nur bis zu einem Höchstbetrag von 85 Millionen Euro. 
 
(2) Übersteigen die den mehreren Geschädigten zu leistenden Ent-
schädigungen den in Absatz 1 vorgesehenen Höchstbetrag, so ver-
ringern sich die einzelnen Entschädigungen in dem Verhältnis, in 
dem ihr Gesamtbetrag zu dem Höchstbetrag steht. 
 
§ 11 Selbstbeteiligung bei Sachbeschädigung 
 
Im Falle der Sachbeschädigung hat der Geschädigte einen Schaden 
bis zu einer Höhe von 500 Euro selbst zu tragen. 
 
§ 12 Verjährung 
 
(1) Der Anspruch nach § 1 verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in dem der Ersatzberechtigte von dem Schaden, dem Fehler und 
von der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat oder hätte 
erlangen müssen. 
 
(2) … 
 
(3) ... 
 
§ 13 Erlöschen von Ansprüchen 
 
(1) Der Anspruch nach § 1 erlischt zehn Jahre nach dem Zeitpunkt, 
in dem der Hersteller das Produkt, das den Schaden verursacht hat, 
in den Verkehr gebracht hat. Dies gilt nicht, wenn über den Anspruch 
ein Rechtsstreit oder ein Mahnverfahren anhängig ist. 
 
(2)… 
 
§ 14 Unabdingbarkeit 
 
Die Ersatzpflicht des Herstellers nach diesem Gesetz darf im voraus 
weder ausgeschlossen noch beschränkt werden. Entgegenste-
hende Vereinbarungen sind nichtig. 


